
Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs.1 Nr. 16 BauGB) 
Retentionsbecken gemäß Festsetzungen durch Text  
Abflussmulde gemäß Festsetzungen durch Text  
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bestehende Grundstücksgrenze

Sonstige Festsetzungen durch Planzeichen
Umgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (Innenkante)

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: 
Verkehrsberuhigter Bereich
öffentliche Straßenverkehrsfläche
öffentliche Verkehrsfläche, hier Multifunktionsstreifen
Einfahrt zu Privatgrundstücken
öffentliches Straßenbegleitgrün

Art, Maß der baulichen Nutzung, Bauweise
Allgemeines Wohngebiet

Grundflächenzahl als Höchstmaß
2 Vollgeschosse als  Höchstmaß
offene Bauweise
nur Einzelhäuser zulässig

Wandhöhe als Höchstmaß 
Abgrenzung verschiedener Nutzungen (Art oder Maß)
Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)
Straßenbegrenzungslinie
festgesetzte Firstrichtung 
wahlweise  Firstrichtung 

Hinweise / Nachrichtliche Übernahmen 

Flurnummer55

WA

Bepflanzungsmaßnahmen (§ 9 Abs.1 Nr. 25 BauGB)
Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern; privat

Bäume 1. Wuchsordnung / 2. Wuchsordnung

Pflanzung Strauchhecke, einreihig; privat

zu erhaltender Baum

Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
Umgrenzung von Flächen für Garagen (GA) 

GA

Höhenlinien nach Erschließung, Abstand 1,0 m, Höhenangaben in NHN

Vermassung in Meter6,0 m

vorgeschlagene Grundstücksgrenze mit Parzellen-Nr.

GRZ

o

WH

E

II

Vorschlag Baumpflanzung auf Privatgrund

R

ST private Stellplatzbereiche

A   FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

LAGEPLAN  M 1 : 10.000

B   FESTSETZUNGEN DURCH TEXT VERFAHRENSVERMERKE

T1. Art, Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, bauliche Gestaltung
T1.1 Nutzungsarten Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO.

Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 1, 3, 4, 5 nicht zulässig.
T1.2 Grundflächenzahl maximale GRZ: 0,35. 

Eine Überschreitung der maximal zulässigen GRZ um maximal 50% für 
Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO ist zulässig.
Ergänzend wird die maximale Grundfläche der Hauptgebäude abzüglich 
integrierter Garagenflächen auf 140 m2 festgesetzt. 
Die Baugrenzen dürfen durch nicht überdachte Terrassenanlagen mit 
einer maximalen Tiefe von 3,50 m, gemessen von der Gebäudeaußen-
kante, überschritten werden. Nebengebäude bis maximal 15 m2 

Grundfläche sind außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig.
T1.3 Geschosse maximal 2 Vollgeschosse
T1.4 Anzahl Wohnungen maximal 2 je Wohngebäude incl. Einliegerwohnung.
T1.5 Bauweise offen
T1.6 Abstandsflächen gem. Art. 6 BayBO
T1.7 Wandhöhen (Hauptgebäude)

Definition Wandhöhe zu messen der Bezugshöhe bis Oberkante Dachhaut in der 
Schnittlinie der traufseitigen Außenwandflucht, bei Flachdächern bis 
Oberkante Attika.

Bezugshöhe Höhe am durch Planzeichen festgesetzten, parzellenbezogenen 
Höhenbezugspunkt in Meter über NHN

Wandhöhen bei 2 Vollgeschossen: 6,50 m als Höchstmaß; 
bei E+D: 5,0 m als Höchstmaß

T1.8 Dachgestaltung Satteldach symmetrisch 
Dachneigung bei Satteldach mit II Vollgeschossen : 18-30° 

bei Satteldach mit I+D: 25-45°
Firstrichtung jeweils parallel zur längeren Gebäudeseite, soweit nicht durch Planzeichen 

verbindlich festgesetzt;
maximale Abweichung von festgesetzten Firtsrichtungen 20°  

Dachgauben nur zulässig für E+D, maximal 2 je Dachseite.
Maximale Breite je Gaube 1,5m.

Dachliegefenster zulässig maximal 2 je Dachseite; jedoch nicht zusätzlich zu Gauben
Zwerchgiebel nicht zulässig
Dachüberstand max. 1,0 m.
Material Dachsteine rot, braun, anthrazit ohne Engobierung. 
Solarenergienutzung Anlagen zur Solarenergienutzung zulässig. 

nur aufliegend oder in die Dachfläche integrierte Anlagen.
T1.9 Nebengebäude, Garagen, Carports (Definition und Bezugshöhe wie T1.7)

max. Wandhöhe: 3,0 m im Mittel gem. BayBo
(Definition wie T1.7; Bezugshöhe: vorgefundenes Gelände nach
Fertigstellung Erschließung gem. den in der Planzeichnung
definierten Höhenlinien)

Dachgestaltung: Satteldach symmetrisch, Flachdach
Bei nicht an Nachbargaragen angebauten Einzelgaragen ist die 
Firstrichtung parallel zur längeren Gebäudeseite auszurichten. 

Stellplatz Vor den Garagen sind Stellplätze mit einer Tiefe von min. 5,0 m 
vorzusehen.

T1.10 Befestigung Für Kfz-Stellplätze, Zufahrten, Terrassen nur wasserdurchlässig
T1.11 Aufschüttungen und Abgrabungen für private Baumaßnahmen

Bezugshöhe Höhe am durch Planzeichen festgesetzten parzellenbezogenen 
Höhenbezugspunkt in Meter über NHN

max. Aufschüttung: Parzelle 01: 1,10 m
Parzelle 02: 1,60 m
Parzelle 03: 0,00 m
Parzelle 04: 0,60 m
Parzelle 05: 1,20 m
Parzelle 06: 1,20 m
Parzelle 07: 1,20 m
Parzelle 08: 1,60 m
Parzelle 09: 0,90 m

max. Abgrabung: 0,50 m.
Davon abweichend sind bei Parzelle 13 Abgrabungen bis maximal 1,00 m 
zulässig.

weitere Vorgaben: Das Urgelände ist ausgenommen im Einfahrtsbereich und entlang der 
öffentlichen Verkehrsflächen an den Grenzen zu erhalten. 
Anböschungen zu Grundstücksgrenzen sind flacher als 1:3 auszuführen. 
Aufschüttungen und Abgrabungen dürfen nicht aneinander grenzen.
Stützmauern sind ausschließlich bei Garagenzufahrten bis zu einer 
maximalen Höhe von 0,50 m unzulässig.

T1.12 Einfriedungen Zulässig sind nur sockellose Staketenzäune aus Holz.
Maschendraht- und Stabgitterzäune sind nur zwischen den 
Privatgrundstücken zulässig. 
Formschnitthecken, Sichtschutzelemente, Zäune in 
horizontaler Lattung oder Jägerzäune sind unzulässig. 
maximale Zaunhöhe 1,40 m. 

T1.13 Stellplatznachweis Mindestens 2 Garagen- oder Stellplätze je Wohneinheit.

T2 Flächen für Aufschüttungen
T2.1 Aufschüttungen  Für den Bau einer Erschließungsstraße sowie sich daraus ergebende 

Geländeanpassungen sind Aufschüttungen bis zu einer maximalen Höhe 
von 2,0 m zulässig. Die einschlägigen Maßgaben gemäß §12 BBodSchV 
sind zu berücksichtigen.

T3 Verkehrsflächen
T3.1 Multifunktionsstreifen Die Randstreifen sind wasserdurchlässig zu gestalten. Folgende 

Befestigungsarten sind möglich: Schotterrasen, versickerungsfähiges 
Pflaster, Rasengittersteine (Beton oder Klinker)

T3.2 Straßenbegleitgrün Die Flächen sind dauerhaft zu begrünen. Eine Befestigung mit Schotter-
rasen oder Rasenfugenpflaster ist außerhalb der Baumscheiben zulässig. 
Unterbrechungen mit Pflasterbelägen auf eine maximale Länge von 
7m für die Befestigung von Grundstückszufahrten ist zulässig

T3.3 Verkehrsflächen mit Die durch Planzeichen festgesetzten Verkehrsflächen 
besonderer besonderer Zweckbestimmung sind als verkehrsberuhigter
Zweckbestimmung  Bereich zu widmen.

T4 Wasserwirtschaft
T4.1 Niederschlagswasser Das auf Gebäuden und befestigten privaten Grundstücksflächen anfallende 

Niederschlagswasser muss in Rückhaltezisternen rückgehalten werden. 
Pro Grundstücksfläche ist ein freies Rückhaltevolumen von mind. 5 m³ 
vorzusehen. Die kontrollierte Entleerung dieses Volumens über eine 
Drosselleitung ist dauerhaft sicherzustellen.
Die Vorgaben der DWA Regelwerke M 153 und A 138 sind zu 
berücksichtigen. 
Niederschlagswasser von Freiflächen ist flächig zu versickern.
Das auf Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser ist über die 
Kanalisation dem Regenrückhaltebecken (s. T4.3) zugeleitet werden.

T4.2 Nutzung von Die Entnahme für Nutzzwecke ist zulässig.
Niederschlagswasser

T4.3 Wasserrückhaltung Das auf öffentlichen Verkehrsflächen und aus privaten Zisternen 
überlaufende Niederschlagswasser ist in einem Erdbecken am 
nordöstlichen Rand des Geltungsbereichs zurückzuhalten und gedrosselt 
in die Schwebach abzuleiten. Das Rückhaltebecken und die Ableitung 
sind gemäß den derzeit gültigen Bemessungsvorschriften zu dimensio- 
nieren. Für die Einleitung in die Schwebach ist eine wasserrechtliche 
Genehmigung oder Erlaubnis erforderlich. Das Rückhaltebecken ist mit 
einer maximalen Böschungsneigung von 1 : 2 auszubilden. 
Das Becken ist mit gebietseigenem Saatgut anzusäen.

T4.4 Abflussmulde Die dem Erdbecken zuführende Abflussmulde ist durchgehend mit einer 
Breite von 5,50 m einer Tiefe von ca. 1,50 m und Böschungsneigungen von 
maximal 1 : 1,5 auszubilden. Im Abstand von ca. 15 m sind Störelemente 
wie Steinbuhnen oder Wurzelstöcke zur Abflussbremsung einzubauen. 
Die Sohle ist mit durch Oberboden überdeckte Steinmatratzen als 
schlafende Sicherung gegen Erosion zu sichern. Die Mulde ist mit 
gebietseigenem Saatgut anzusäen. 

T5 Grünordnung
T5.1 Allgemeine Alle Gehölze müssen den Qualitätsanforderungen des BDB entsprechen.  

Pflanzfestsetzungen Die Pflanzung muss in der unmittelbar auf die Fertigstellung der Gebäude 
und Erschließungsanlagen folgenden Pflanzperiode erfolgen. Ausgefallene 
Gehölze sind zu ersetzen. Die Pflanzungen sind durch Schutzmaßnahmen 
(z.B. gegen Wildverbiss oder Verkehrsschäden) angemessene Pflege 
dauerhaft zu sichern.

T5.2 Straßenbäume Entsprechend den Festsetzungen durch Planzeichen sind Bäume aus 
folgender Artenliste zu pflanzen:

Artenliste Bäume Acer platanoides Spitzahorn
1. Wuchsordnung Aesculus carnea Rotblühende Roßkastanie

Tilia cordata Winterlinde
 Artenliste Bäume Acer campestre Feldahorn 

2. Wuchsordnung Prunus avium  Vogelkirsche
Prunus padus ´Schloß Tiefurt´ Traubenkirsche
Pyrus calleryana Chin. Wildbirne
Sorbus aucuparia Eberesche
Sorbus intermedia Schwedischer Mehlbeere
jeweils auch in Sorten

Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Ballen, Stammumfang 14-16
Geringfügige Lageabweichungen der Pflanzstandorte sind zulässig.

T5.3 Private Grünfläche Die nicht bebauten und befestigten Privatflächen sind gärtnerisch zu 
gestalten. Die Anlage von Kies- oder Schotterbeeten ist unzulässig. 
Die Versiegelung für Wege ist auf das unbedingt erforderliche Maß zu 
begrenzen.
Je angefangene 300m2  Baugrundstücksfläche ist mindestens ein 
standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Pflanzqualität Hochstamm, 
3 verpflanzt, m.Db., 12-14; bei Obstbäumen: Hochstamm

C  HINWEISE

Hinweise
Bodendenkmäler Die Bauträger und die ausführenden Baufirmen haben die Bestimmungen 

des Denkmalschutzgesetzes, insbesondere Art. 8 BayDSchG zu 
berücksichtigen. 

Durch die an das Wohngebiet angrenzende landwirtschaftliche Nutzung 
können sich saisonal Lärm- und Geruchsbelastungen ergeben. Diese sind 
- soweit sie aus ordnungsgemäßer Bewirtschaftung resultieren - zu dulden.

Landwirtschaft

Es wird empfohlen die Gärten naturnah und strukturreich anzulegen. 
Die Anlage von Blumenwiesen und die Anpflanzung vorrangig heimischer 
Bäume und Sträucher empfohlen.

Naturschutz in Gärten

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 16.01.2024 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des 
Bebauungsplanes „WA Steinacker Obertunding“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
18.01.2024 ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____  hat in der Zeit 
vom __.__.____  bis __.__.____ stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.1 
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit 
vom __.__.____  bis __.__.____  stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes „WA Steinacker Obertunding“ in der Fassung vom __.__.____  
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom __.__.____ bis __.__.____ beteiligt. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes „WA Steinacker Obertunding“ in der Fassung vom __.__.____  
wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ 
öffentlich ausgelegt. 

6. Die Gemeinde Mengkofen hat mit Beschluss des Gemeinderates vom __.__.____ den Bebauungsplan 
„WA Steinacker Obertunding“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom __.__.____ als Satzung 
beschlossen. 

Mengkofen, den __.__.____

(Siegel)

Thomas Hieninger, 1. Bürgermeister
7. Gem. § 10 Abs. 2 BauGB ist eine Genehmigung des Bebauungsplanes nicht erforderlich. 
8. Ausgefertigt

Mengkofen, den __.__.____

(Siegel)

Thomas Hieninger,, 1. Bürgermeister
9. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan „WA Steinacker Obertunding“ wurde am __.__.____ 

gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan samt 
Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde Mengkofen zu 
jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der 
Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen. 

Mengkofen, den __.__.____

(Siegel)

Thomas Hieninger, 1. Bürgermeister

Vorentwurf zu den Verfahren 
gem. den §§ 3.1 und 4.1 BauGB

M 1 : 1.000

W
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Wild abfließendes Wasser Der Geltungsbereich liegt an einem Hang. Bei Starkniederschlägen ist in 
WA2 trotz Ableitung von Oberflächenwasser in einer Mulde am 
Siedlungsrand das Auftreten von wild abfließendem Wasser mit 
Erosionsmaterial von oberhalb (westlich) angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen nicht gänzlich auszuschließen. Entsprechend 
werden bauliche Vorsorgemaßnahmen empfohlen, z.B. Anhebung der 
Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses geplanter Gebäude 
mindestens 25 cm über der höchsten Geländeoberkante (nach 
Modellierung der Freiflächen), hangseitig Drainagemaßnahmen (mit 
Zuführung zur Versickerung auf der jeweiligen Parzelle ), wasserdichte und 
soweit erforderlich auftriebssichere Ausführung von Kellern 
(Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installationsdurchführungen). 
Die Modellierung der Außenanlagen sollte so ausgeführt werden, dass das 
über die Oberfläche abfließende Wasser
um die Baukörper und insbesondere um die Öffnungen herumgeleitet wird 
und auf Freiflächen zurückgehalten wird. 
Je nach Größe und Lage neuen Baukörper bzw. Baumaßnahmen kann der 
Abfluss des flächenhaft abfließenden Oberflächenwassers und Schlamms 
gegebenenfalls so verändert werden, dass dies zu nachteiligen 
Auswirkungen für Ober- bzw. Unterlieger führt. §37 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) ist entsprechend zu berücksichtigen.

Flächen u. Maßnahmen der Landschaftspflege (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)
Flächen zum Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne § 1a 
Abs. 3 BauGB; Herstellung gemäß textlichen Festsetzungen; öffentlich

A

Bebauungsvorschlag Hauptgebäude
Nebengebäude

Gebäudebestand Hauptgebäude
Nebengebäude

T5.4 Flächen zum Anpflanzen Auf den Flächen sind zweireihige gemischte Hecken zu pflanzen:
von Bäumen und Ergänzend sind Bäume 2. Wuchsordnung gemäß den Festsetzungen durch
Sträuchern Planzeichen zu pflanzen.

Folgende Gehölzarten sind in etwa gleichen Mengenanteilen zu verwenden:
Bäume 2. Wuchsordnung

  Acer campestre Feldahorn 
Corylus avellana Hasel
Pyrus pyraster Wildbirne
Prunus avium  Vogelkirsche
Sorbus aucuparia Eberesche

Sträucher:
Berberis vulgaris Berberitze
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus cathartica Kreuzdorn
Rosa canina  Hundsrose
Rosa majalis Zimtrose
Salix caprea Salweide
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball
Mindestpflanzqualität verpflanzter Heister, ohne Ballen, Höhe 125-150, 
Bäume nur autochthone Gehölze mit zertifiziertem 

Herkunftsnachweis
Mindestpflanzqualität: Strauch, verpflanzt, ohne Ballen, Höhe 100-150;
Sträucher nur autochthone Gehölze mit zertifiziertem 

Herkunftsnachweis!
Pflanzabstand:       2 m zwischen und innerhalb der Pflanzreihen
Wildschutz:       Die Pflanzung ist in der Jungwuchsphase (ca. 5 

Jahre)durch Zäunung vor Wildverbiss zu 
schützen.

Zäunung: Die Bepflanzungsflächen ist nach Rückbau der
Wildschutzzäunung offen zur freien Landschaft 
zu gestalten. Die Integration in umfriedete 
Gartenparzellen ist unzulässig. 

Entwicklungspflege : abschnittsweise Verjüngungsmaßnahmen durch 
Auf-den-Stock-Setzen bei Bedarf.

T5.5 Flächen zum Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft gem. §1a(3) BauGB  
Entwicklungsziel: BNT B432 Streuobstwiese im Komplex mit extensiv genutztem Grünland; 

mittlere bis alte Ausprägung  
Herstellung: •  Pflügen, Eggen, Saatbettbereitung

•  Übertragung von Mähgut aus artenreichen, regionalen Spenderflächen 
   oder Ansaat von autochthonem Heudrusch bzw. Saatgut in Abstimmung 
   mit der Unteren Naturschutzbehörde
•  Pflanzung Obstbäume (Apfel, Birne, Kirsche in robusten, regional 
   typischen Sorten) gemäß Festsetzungen durch Planzeichen; 
   Pflanzqualität: Hochstamm; Pflanzung mit Wühlmausschutz; 
   Anbringen eines Stammschutz gegen Verbiss; 

Sicherung: •  dauerhafte Kennzeichnung der Grenzen der nordwestlichen 
   Ausgleichsfläche zu den angrenzenden Landwirtschaftsflächen  
•  zusätzliche Absicherung durch Einbau von quergelegten Baumstämmen 
   mit einem Mindestdurchmesser von 50 cm

Pflege: •  jährlich 2-malige Mahd mit Mähgutabfuhr: 1. Mahd ab 01.07., 2. Mahd 
   ab 15.09.
•  bei jeder Mahd Aussparung von mindestens 5 m breiten 
   Streifen/Säumen auf ca.10 % der Gesamtfläche auf wechselnden 
   Standorten
•  bei Bedarf zusätzliche Schröpfmahd im ersten Jahr nach Ansaat
•  kein Düngereinsatz (organisch und mineralisch) und Pestizideinsatz
•  Alternativ können die Flächen extensiv durch Schafe beweidet werden. 
   Eine Über- oder Unterbeweidung ist zu vermeiden. Die Nutzung als 
   Standweide ist unzulässig. 

Rechtliche Sicherung: •  Meldung an das Ökoflächenkataster des Bayerisches Landesamts für 
   Umweltschutz, Außenstelle Nordbayern
•  für Flächen, die im Privateigentum verbleiben sollen ergänzend: 
   Sicherung durch Funktionszuweisung und Nutzungsbestimmungen 
   durch Eintragung im Grundbuch (dingliche Sicherung als beschränkte 
   persönliche Dienstbarkeit und Reallast, jeweils zu Gunsten des 
   Freistaats Bayern, vertreten durch die Untere Naturschutzbehörde des 
   Landkreises Dingolfing-Landau) 

Stromleitung (20 kV-Freileitung), Bestand

Artenschutz Artenschutzrechtlichen Konflikte waren zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses nicht erkennbar, können aber für den Zeitpunkt des 
Baugebinns nicht gänzlich ausgeschlossen werden (Zauneidechse und 
Gebäudebrüter in WA1, Bodenbrüter in WA2). Vor Baubeginn sind daher 
Kontrollbegehungen und ggfs. Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 
Diese sind frühzeitig mit der Unteren Naturschutzbehlrde abzustimmen. 
Die Maßgaben von dortiger Seite für Untersuchungen und ggfs. 
Kompensationsmaßnahmen sind zu befolgen.
Sollte aus Gründen der Verkehrssicherheit bei denen zum Erhalt 
festgesetzten Obstbäumen in WA1 größere Rückschnittmaßnahmen oder  
Fällungen erforderlich werden, ist im Hinblick auf die Vermeidung 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände mit möglichen strafrechtlichen 
Konsequenzen vorab zwingend die Untere Naturschutzbehörde zu 
informieren. Die Maßgaben von dortiger Seite für Kontrolluntersuchungen 
zum möglichen Vorkommen von Höhlenbrütern und Fledermäusen sowie 
ggfs. erforderliche Kompensationsmaßnahmen sind zu befolgen.

Flächen für Aufschüttungen (§ 9 Abs.1 Nr. 17 BauGB) 
Flächen für Aufschüttungen Stromleitung (20 kV-Freileitung), geplante Neutrassierung 

Stromleitung (20 kV-Freileitung), geplanter Rückbau x x

parzellenbezogener Höhenbezugspunkt, Höhenangabe in HNH 
(hier 443 m über HNH)

443,00

Bemaßung

Vorschlag Transformatorenstation

Parzelle 10: 1,40 m
Parzelle 11: 1,60 m
Parzelle 12: 1,00 m
Parzelle 13: 1,00 m
Parzelle 14: 1,10 m
Parzelle 15: 0,90 m
Parzelle 16: 1,10 m
Parzelle 17: 1,90 m
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